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Innerhalb der "Bereiche für Ein- und Ausfahrten" im WA I können Grünflächen zum Zwecke der 
Erschließung durch Zufahrten und Zuwegungen unter der Bedingung unterbrochen werden, dass eine
gemeinsame maximale Breite der Zufahrten und Zuwegungen von 8,00 m innerhalb der 35,00 m 
breiten "Bereiche für Ein- und Ausfahrten" nicht überschritten wird. Stellplätze und Garagen jeder Art 
sind von dieser Festsetzung ausgenommen und auf den öffentlichen Grünflächen unzulässig.

1.2 Maß der baulichen Nutzung   (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 16-21a BauNVO)

Gemäß §§ 19 u. 20 BauNVO werden folgende Obergrenzen festgesetzt:

WA I und WA II
Grundflächenzahl (GRZ)  
Geschossflächenzahl (GFZ) 

WA III
Grundflächenzahl (GRZ)  
Geschossflächenzahl (GRZ)  

MU
Grundflächenzahl (GRZ)  
Geschossflächenzahl (GFZ) 

Im Baufeld WA I wird eine maximal zulässige 4-geschossige Bebauung festgesetzt.
Im Baufeld WA II wird eine maximal zulässige 3-geschossige Bebauung festgesetzt.
Im Baufeld WA III wird eine maximal zulässige 2-geschossige Bebauung festgesetzt.
Im Baufeld MU wird eine maximal zulässige 2-geschossige Bebauung festgesetzt.

2.2. Einfriedungen

Zu den öffentlichen Verkehrsflächen sind Einfriedungen mit einer max. Höhe von 1,50 m bezogen auf 
die angrenzende Fahrbahnoberkante zulässig, im Bereich der Sichtdreiecke nur bis zu einer Höhe von 
max. 0,80 m. Geschlossene Einfriedungen, außer Hecken (z.B. Gartenmauern aus Beton- und/oder 
Ornamentsteinen) sind unzulässig. Stützmauern dürfen zu den öffentlichen  Verkehrsflächen eine 
Höhe von 0,75 m nicht überschreiten.
Einfriedungen dürfen erst in einem Abstand von mindestens 0,50 m zur Fahrbahnkante errichtet 
werden. Bei der Errichtung der Bordanlagen (Gehwege) unmittelbar an der Grundstücksgrenze ist von 
den Anliegern die Anordnung der Betonrückenstütze der Borde auf den Grundstücken zu dulden. Das 
Aufstellen und/oder Anbringen von Verkehrszeichen und/oder Verkehrseinrichtungen ist ebenfalls zu 
dulden.

3. Grünordnerische Festsetzungen (§ 9 BauGB)

3.1. Öffentliche und private Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

3.1.1. Grünflächen werden als öffentliche (ÖG) und private (PG) Grünflächen gemäß Planzeichnung 
           festgesetzt und sind als dauerhafte Grünflächen zu erhalten und von Ablagerungen aller Art 
           freizuhalten.
3.1.2. Die privaten Grünflächen PG2 und PG3 im Wohngebiet WA I können einmalig in einer Breite von 
          max. 8,0 m durch eine Grundstücks-/Tiefgaragenzufahrt überbaut werden.
3.1.3. Die öffentlichen und privaten Grünflächen sind gemäß Festsetzung zu bepflanzen. Die 
          Bepflanzung ist dauerhaft zu erhalten.

3.2.4. Für die festgesetzten Grünflächen sind folgende Pflanzgebote einzuhalten:
          Bepflanzung ÖG1
          Auf der Pflanzfläche ist mittig eine Baumreihe aus Säulen-Hainbuchen (Carpinus betulus "Frans 
          Fontaine") zu pflanzen; Pflanzabstand in der Reihe 12 m. Im Näherungsbereich von Erdkabeln ist 
          Wurzelschutz einzubauen.
          Bepflanzung ÖG2
          Auf der Pflanzfläche ist mittig eine Baumreihe aus Stadtlinden (Tilia cordata "Greenspire") zu
          pflanzen; Pflanzabstand in der Reihe 12 m. 
          Bepflanzung ÖG3
          Auf der Grünfläche sind 10 Bäume der Arten
          Baumhasel (Corylus colurna)
          Himalaya-Birke (Betula utilis var. jaquemontii)
          Wollapfel (Malus tschonoskii)  
          Kuchenbaum (Cercidiphyllum japonicum)
          Säulen-Zierkrische (Prunus serrulata ‚Amanogawa‘)
          Felsenbirne (Amelancher lamarckii) zu pflanzen

1.3 Bauweise     (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB; § 22 BauNVO)

Für das allgemeine Wohngebiet WA I wird eine abweichende Bauweise (a) gemäß § 22 (4) BauNVO
festgesetzt. Gebäudelängen über 50 m sind zulässig.
Für das allgemeine Wohngebiet WA II sowie für das urbane Gebiet MU wird eine offene Bauweise (o) 
gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO festgesetzt. 
Für das allgemeine Wohngebiet WA III wird eine offene Bauweise (o) mit einer Bebauung mit Einzel- 
häusern gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO festgesetzt.

1.1.2 Urbanes Gebiet (§ 6a BauNVO)

Zulässig sind:
   - Wohngebäude
   - Geschäfts- und Bürogebäude
   - Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungs-
     gewerbes
   - sonstige Gewerbebetriebe 
   - Anlagen für die Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 
     sportliche Zwecke

Ausnahmen sind nicht zulässig.

Baufeld WA II

 
Baufeld WA III   
 
 

Baufeld MU  

Solaranlagen auf und innerhalb der Dachhaut sowie Dachbegrünungen sind allgemein zulässig. 
Glänzende Materialien der Dachdeckungen aller Art sind unzulässig. Zur vermeidung signifikanter 
Belastungen des Niederschlagswassers sind Dacheindeckungen aus Kupfer, Zink und Blei nicht 
zulässig.

2.4. Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

2.4.1. Allgemeines Wohngebiet

Im Plangebiet sind Lärmvorbelastungen durch Straßenverkehr auf der Halleschen Straße und dem 
Kyhnaer Weg vorhanden, die die Orientierungswerte für allgemeine Wohngebiete nach DIN 18005 
überschreiten. 
Durch Anordnung der Baukörper oder durch geeignete Grundrissgestaltung sind die Wohn- und 
Schlafräume den lärmabgewandten Gebäudeseiten zuzuordnen. Ist eine Anordnung an den lärmab-
gewandten Gebäudeseiten nicht möglich, sind vorrangig die Schlafräume den lärmabgewandten 
Gebäudeseiten zuzuordnen. Für die Räume an den lärmzugewandten Gebäudeseiten muss ein 
ausreichender Schallschutz durch bauliche Maßnahmen an Außentüren, Fenstern, Außenwänden 
und Dächern der Gebäude geschaffen werden. 

3.2. Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie Bindungen für 
       Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
       sowie von Gewässern  (§ 9 Abs. 1 Nr. 15, 20 und 25a, §135a Abs. 1 BauGB)

3.2.1. Für alle festgesetzten Grünflächen sind die Grenzabstände gemäß Sächsischem Nachbarrechts-
          gesetz einzuhalten.
3.2.2. Die öffentlichen Grünflächen ÖG1, ÖG2, ÖG4 und die privaten Grünflächen PG1 bis PG3 sind 
          mit einer extensiven, gebietsheimischen Blührasenmischung (z.B. Blumenwiese HK 3), die 
          private Grünfläche ÖG3 mit einer strapazierfähigen Gebrauchsrasenmischung - Spielrasen 
          (z.B. RSM 2.3) zu begrünen. Für Rasen und Saatarbeiten ist die DIN 18917 zu beachten.

          Zu Versorgungs- und Spielplatzanlagen ist ein ausreichender Abstand einzuhalten. In 
          Randbereichen sind spielplatzgeeignete Laubsträucher zu pflanzen. Im Bereich der 
          Schallschutzwand können ungiftige Klettergehölze verwendet werden.
          Für den Bau von Spielgeräten ist die DIN/EN 1176 einzuhalten.

          Bepflanzung PG1
          Auf der Pflanzfläche ist eine Baumreihe aus Säulen-Eichen (Quercus robur "Fastigiata") und 
          Gold-Erle (Alnus incana "Aurea") zu pflanzen; Pflanzabstand in der Reihe 12 m.
          Bepflanzung PG2 und PG3
          Auf der Pflanzfläche ist mittig eine Buamreihe aus abwechselnd Säulen-Amberbaum 
          (Liquidambar styraciflua "Slender-Silhouette") und Säulen-Ginkgo (Ginkgo biloba "Tremonia") 
          zu pflanzen; Pflanzabstand in der Reihe 10 m.

3.3. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
       (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB i.V.m. § 8 Abs. 1 SächsBO)

3.3.1. Die Grundstücksfreiflächen zwischen öffentlicher Straßenverkehrsfläche und vorderer 
          Gebäudeflucht (Vorgärten), die nicht für Zufahrten, Wege oder Stellplätze benötigt werden, sind 
          als wasserdurchlässige, begrünte Vegetationsflächen anzulegen und gärtnerisch zu unterhalten. 
          Nicht zulässig sind Abdeckungen von mehr als 10 % der Vegetationsfläche mit Kies und Schotter 
          (sog. "Schottergärten") als Mittel der gärtnerischen Gestaltung.
3.3.2. Die nicht überbaubaren, privaten Grundstücksflächen sind gärtnerisch zu gestalten und möglichst 
          frei von Neophyten, invasiven Arten und Nadelgehölzen zu halten.

1. Planungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 Abs. 1 BauGB)

1.1 Art der bauliche Nutzung  (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 1-15 BauNVO)

1.1.1 Allgemeines Wohngebiet   (§ 4 BauNVO)

3.2.5. Für das Pflanzgut gelten folgende Festsetzungen:
          - Bäume sind als H. 3xv, m. Db, StU 18-20 cm, Kronenansatz bei mind. 260 cm oder Sol. 3xv, 
            m. Db, Höhe 350-400 cm zu pflanzen.
          - Sträucher sind mindestens mit Pflanzqualität v. Str., Höhe 100-150 cm zu pflanzen.
          - Klettergehölze sind mindestens mit Pflanzqualität m. TB, 3-4 Tr. zu pflanzen.
3.2.6. An jedem neu gepflanzten Baum ist eine Baumverankerung zu errichten, an welcher der Baum 
          mittels nicht einschneidender Riemen befestigt und so in seinem aufrechten Wuchs gefördert wird.
          Weiterhin ist der Stamm mittels Stammschutzfarbe bis zum Kronenansatz zu schützen. Für jede 
          Neupflanzung ist Fertigstellungspflege nach DIN 18916 und zweijährige Entwicklungspflege nach 
          DIN 18919 zu gewährleisten. Baumverankerungen und Stammschutzfarbe sind mindestens bis 
          Ende der Entwicklungspflege zu erhalten.

2.4.2. Urbanes Gebiet

Gemäß Gutachten Dr. Kiebs Nr. 5080717 Seite 9 – 15 mit Anlagen (Beurteilung der Geräusch-
immissionen der Fa. Mey der Fa. Kunze) mit der Ergänzung zum Urbanen Gebiet vom 14.03.2018 
wird der Bereich der Gewerbebetriebe als Urbanes Gebiet festgelegt.
Somit gelten folgende Immissionsrichtwerte: 
   tags        63 dB(A) 
   nachts    45 dB(A) 

Zulässig sind:
   - Wohngebäude
   - die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht 
     störende Handwerksbetriebe
   - Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke

Ausnahmsweise sind zulässig:
   - Betriebe des Beherbergungsgewerbes
   - Anlagen für Verwaltungen 

Höhenlage der Baukörper:
Als Bezugspunkt für die getroffene Festsetzung zur Höhe baulicher Anlagen wird gemäß § 18 (1) 
BauNVO die Fahrbahnfertigdecke der dem Baugrundstück nächstgelegenen, zum Anbau bestimmten
Erschließungsstraße festgesetzt.
Maximale Firsthöhen (FH max.)  in den jeweiligen Baufeldern:
WA I                       12,40 m
WA II                        9,30 m
WA III                       6,20 m
MU                           7,50 m
Als Fahrbahnfertigdecke der Erschließungsstraße wird die Höhe des Straßenbelags in der Straßen-
mitte (= Straßenachse), gemessen in Mitte der Frontseite des Baugrundstücks, senkrecht zur Straßen-
achse, bestimmt.
 
Die festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) darf durch Anlagen gem. § 12 BauNVO (wie Stellplätze,
Garagen, Carports) und Nebenanlagen gemäß §14 BauNVO nicht überschritten werden.
Dies gilt auch für Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche (Tiefgaragen, Keller).

1.4. Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO) 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch die Festsetzung der Baugrenzen (§ 23 Abs.1 
BauNVO) definiert. Eine Überschreitung der Baugrenzen von Gebäudeteilen ist nur in geringfügigem 
Ausmaß zulässig (§ 23 Abs. 3 BauNVO). Die Überschreitung der Baugrenze darf bis max. 1,00 m 
über höchstens die Hälfte der Gebäudebreite bzw. Gebäudelänge erfolgen.
Außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche sind lediglich nicht-überdachte Stellplätze, 
Zuwegungen und Zufahrten sowie der Ver- und Entsorgung des Baugebietes dienende Nebenanlagen
zulässig. Die nicht für diese Nutzungszwecke beanspruchten Flächen außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen sind dauerhaft zu begrünen.

1.5. Stellplätze, Garagen und Carports  (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 BauNVO)

Im gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind Stellplätze, Garagen und Carports nur für 
den durch die zugelassene Nutzung verursachten Bedarf zulässig (§ 12 Abs. 2 BauNVO).
In den allgemeinen Wohngebieten sind Stellplätze, Garagen und Carports für Kraftfahrzeuge mit einem
Eigengewicht über 3,5 Tonnen sowie für Anhänger dieser Kraftfahrzeuge unzulässig (§ 12 Abs. 3 
BauNVO).

Überdachte Stellplätze wie Garagen und Carports sind nur innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig, nicht überdachte Stellplätze sowie Zufahrten und Zuwegungen sind 
auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig.

Im Urbanen Gebiet werden die zulässigen Immissionswerte von 63 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts 
nicht überschritten. Für die Errichtung von Nichtwohngebäuden im Urbanen Gebiet ist mit Bauantrag 
ein Schallgutachten einzureichen, in dem die Verträglichkeit mit der vorhandenen und neuen Wohn-
bebauung nachgewiesen wird.

Der Gewerbebetrieb auf dem Flurstück 18/4 schirmt sich gegenüber der neu geplanten Bebauung 
selber ab. 

2.5. Regenwasser

Das Regenwasser der privaten Baugrundstücke ist auf den Grundstücken zu verdunsten oder zu 
versickern. Überläufe der Versickerungsanlagen müssen auf dem eigenen Grundstück angeordnet 
werden. Eine Einleitung in das Kanalnetz ist auszuschließen. 

Bei der Planung der privaten Versickerungsanlagen für das Niederschlagswasser ist der Bemessungs-
wasserstand anhand einer belastbaren Datenbasis zu ermitteln. Dabei ist standortbezogen ein hydro-
geologisches Gutachten zu erstellen. Neben dem geotechnischen Bericht (Baugrundinstitut Richter vom
27.10.2017) sind auch die Prognosen der LMBV zu beachten. Der minimale Grundwasserflurabstand 
ist anhand dieser Daten festzulegen. Entsprechend dieses festgelegten Abstandes ist die Niederschlags-
wasserversickerung zu planen. Durch einen geringen möglichen Abstand kann in Teilbereichen keine 
regelkonforme Regenwasserentsorgung erfolgen.

Forderungen:
- Im Bereich von Versickerungsanlagen ist ein standortkonkreter Nachweis der Altlastenfreiheit zu 
  erbringen.
- Damit von den geplanten Versickerungsanlagen eine Schädigung und/oder Beeinträchtigung des 
  Schutzgutes Grundwasser nicht verursacht wird, ist ein Direktkontakt zum Grundwasser nicht zulässig. 
  Die Versickerung von Regenwasser über Schächte ist nicht bzw. nur im Ausnahmefall (z.B. akuter 
  Platzmangel) erlaubnisfähig.
- Die Voraussetzungen der Erlaubnisfreiheitsverordnung an das erlaubnisfreie Versickern von Nieder-
  schlagswasser sind zu beachten. Werden die Voraussetzungen nicht erfüllt, besteht Erlaubnispflicht.
- Die Ausbildung von Mulden-Rigolen-Anlagen ist anzustreben.
- Die ortkonkrete Versickerungsfähigkeit ist mit geeigneten Mitteln/Verfahren für jede Versickerungs-
  anlage nachzuweisen.

3.3.3. In WA I und WA II sind gemeinschaftliche Grünflächen vielfältig mit heimischen Laubgehölzen 
          zu bepflanzen. Ausgeschlossen sind baumartige Koniferen, wie Lebensbau, Zeder, Zypresse und 
          eine vorwiegende Bepflanzung mit Zierformen von Koniferen. Folgende Sträucher sind 
          vorzugsweise zur Gestaltung, Eingrünung und Einfriedung zu verwenden:
          Sträucher                                                                        max. Wuchshöhe
          Hasel (Corylus avellana)
          Eingriffiger Weißdorn (Crataegus monogyna)
          Zweigriffiger Weißdorn (Crataegus laevigata
          Hartriegel (Cornus sanguinea)
          Faulbaum (Rhamnus frangula)
          Eur. Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus)
          Schneeball (Viburnum opulus)
          Liguster (Ligustrum vulgare)
          Schlehe (Prunus spinosa)
          Rote Heckenkirsche (Lonicera xylosteum)
          Hundsrose (Rosa canina)
          Weinrose (Rosa rubiginosa)
          Zimtrose (Rosa majalis)
          Heckenrose (Rosa corymbifera)
          Schwarze Johannisbeere (Ribes nigrum)
          Rote Johannisbeere (Ribes rubrum)
          Hainbuche als Heckenpflanze (Carpinus betuus)
          Feldahorn als Heckenpflanze (Acer campestre)

3.3.4. Alle öffentlichen Verkehrsflächen im Plangebiet sind mit teildurchlässigen Oberflächen 
          herzustellen. Die Versickerungsfähigkeit ist bei Herstellung nachzuweisen. Das Merkblatt 
          Versickerungsfähige Verkehrsflächen, Ausgabe 2013 des FGSV-Verlags ist zu beachten.
3.3.5. Nicht mehr genutzte Gebäude- und versiegelte Flächen sind vollständig zu 
          entsiegeln und gemäß der Festsetzung im Bebauungsplan zu gestalten.
3.3.6. Im Bereich öffentlicher Grünflächen sind 10 Stück Holzbeton-Nistkästen für Vögel (z.B. 
          mardersicherer Höhlenbrüterkasten) anzubringen und zu erhalten.

4. Inkrafttreten

Die Satzung tritt am Tage ihrer Bekanntmachung in Kraft.

2. Altlasten, Ablagerungen

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans befinden sich nachfolgende Altlastverdachtsflächen, die im 
Sächsischen Altlastenkataster (SALKA) eingetragen sind: 
AKZ   
74200015  
74200017  

Für die Flurstücke 17/17 und 18/4 der Flur 1 in der Gemarkung Delitzsch muss deshalb eine Grund-
wassernutzung zunächst ausgeschlossen werden, bis die Ergebnisse der Wiederholungsuntersuchung
(OU) des Landratsamtes Nordsachsen vorliegen. Nutzungseinschränkungen können bei Notwendigkeit 
behördlich erlassen werden.

3. Eingeschränkte Bebaubarkeit 

Das Planungsgebiet befindet sich innerhalb der Grubenfeldgrenzen der Braunkohlengrube 
"Gemeinsinn" bzw. "Grube Nr. 231". Angrenzend an das Baugebiet sind risskundige Braunkohlegruben
vorhanden. Besonders für das Grundstück 18/3, aber auch für benachbarte, im Planbereich befindliche 
Grundstücke können diese nicht ausgeschlossen werden. 
Entsprechend dem § 8 der SächsHohlrVO sollten für alle konkreten Baumaßnahmen objektbezogene
bergbaubehördliche Stellungnahmen eingeholt werden. Falls Spuren alten Bergbaues angetroffen bzw.
mögliche bergbaubedingte Schadensereignisse bemerkt werden, so ist gemäß § 5 SächsHohlrVO das
sächsische Bergbauamt in Kenntnis zu setzen.

4. Grundwasser

Das Niederschlagswasser von den Dachflächen, Wegen, Stellplätzen und Zufahrten ist auf den 
Grundstücken zu versickern, um den natürlichen Wasserkreislauf möglichst wenig zu stören und die 
Aufwendungen für die Abwasserbehandlungen gering zu halten. Durch die Ausführung von 
Gründächern, gegebenenfalls mit Regenrückhaltung, kann der kontrollierte Regenwasserabfluss 
positiv beeinflusst werden.

Das Plangebiet befindet sich im Geltungsbereich des Betriebsplanes Grundwasseranstieg 
"Braunkohlentagebau Goitzsche", in dem sich nach Einstellung der bergbaulichen Tätigkeiten der 
LBMV mbH in den vergangenen Jahren ein großräumiger Wiederanstieg des Grundwassers vollzogen
hat. Der Grundwasseranstieg gilt nun als weitestgehend abgeschlossen. 
Bedingt durch den Grundwasserwiederanstieg der vergangenen Jahre sowie durch die nach Ein-
stellung stationärer Grundwasserverhältnisse klimatologisch bedingten Schwankungen des Grund-
wasserspiegels kann es in der näheren Vergangenheit zu geringen Veränderungen (Hebungen, 
Senkungen) der Tagesoberfläche gekommen sein. Präzise Angaben zu Auswirkungen beim Grund-
wasserwiederanstieg nach Einstellung der bergbaulichen Entwässerung und Rückkehr vorbergbau-
licher, natürlicher Grundwasserstände sind von der LMBV mbH, Walter-Köhn-Str. 2 in 04356 zu 
erhalten.

Jeder Bauwerber hat eine Entwässerungsplanung für sein auf seinem Grundstück anfallendes 
Regenwasser vorzulegen. Für die Tiefgaragen die im Grundwasserbereich liegen und somit den 
Grundwasserabfluss stören ist eine wasserrechtliche Genehmigung erforderlich.

Die Grundwassermessstellen der LMBV im Plangebiet (Flurstück 18/4 und 330/16) sind vor 
Beschädigungen zu schützen und zu erhalten. Zwecks Reparatur- und Revisionsarbeiten muss eine 
Zugänglichkeit gewährleistet bleiben. 

Es liegt im Grundwasserleiter GWL 1.5. mit ca. 500 mg/l eine erhöhte Sulfatkonzentration vor. Das 
Grundwasser im dazu herangezogenen Pegel DSW 5810 ist schwach betonangreifend 
(DIN 4030: "XA1").

6. Erneuerbare Energien

Die Stadt Delitzsch fördert die Energieeffizienz und die Nutzung erneuerbarer Energien.
Die Stadt Delitzsch erstellt derzeit eine Kommunale Wärmeplanung gemäß Gebäudeenergiegesetz
(GEG).
Eine zentrale Wärmeversorgung für alle Gebäude durch die Stadtwerke geprüft. Unter dem Vorbehalt 
der Wirtschaftlichkeit kann eine zentrale Versorgungslösung durch die Stadtwerke Delitzsch gewähr-
leistet werden. 
Für Fragen zu Nutzungsmöglichkeiten von erneuerbaren Energien und effizienter Energieanwendung 
stehen die Stadtwerke als Ansprechpartner zur Verfügung. Darüber hinaus bieten die Stadtwerke 
individuelle Versorgungslösungen, sowie auch effiziente Quartiersversorgungslösungen mit 
erneuerbaren Energien zur Strom- und Wärmeversorgung an.

Zur Vermeidung von Blendungen sollten Solarkollektoren: 
- mit matten Oberflächen der Module verwendet, 
- die Neigungswinkel der Module flach ausgebildet und 
- der Abstand der Solarmodule zur umliegenden Bebauung möglichst groß gehalten werden.

8. Belange des archäologischen Denkmalschutzes

Vor Beginn der Erschließung- und Bauarbeiten ist vom Vorhabenträger eine denkmalschutzrechtliche 
Genehmigung nach § 14 SächsDSchG bei der unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises 
Nordsachsen zu beantragen. Die Genehmigungspflicht betrifft Bodeneingriffe.
Daraus sind folgende Auflagen zu erwarten:
Vor Beginn der Erschließungs- und Bauarbeiten müssen durch das Landesamt für Archäologie 
Sachsen im von der Bautätigkeit betroffenen Areal archäologische Grabungen durchgeführt werden. 
Die auftretenden Befunde und Funde sind sachgerecht auszugraben und zu dokumentieren.
Der zeitliche und finanzielle Rahmen der Ausgrabung sowie das Vorgehen werden in einer zwischen 
den Vorhabenträger und Landesamt für Archäologie Sachsen abzuschließenden Vereinbarung 
festgehalten.
Generell gilt auch nach erfolgter Ausgrabung die Meldepflicht von Funden nach § 20 SächsDSchG.

9. Natürliche Radioaktivität

Das Plangebiet liegt nach den bisher bekannten vorliegenden Erkenntnissen in einem Gebiet, in dem 
erhöhte Radonkonzentration in der Bodenluft wahrscheinlich kaum auftreten. Es ist jedoch nicht mit 
Sicherheit auszuschließen, dass auf Grund lokaler Gegebenheiten und der Eigenschaften des 
Gebäudes hinsichtlich eines Radonzutrittes dennoch erhöhte Werte der Radonkonzentration in der 
Raumluft auftreten können.
Zum vorsorgenden Schutz vor erhöhter Strahlenbelastung durch Zutritt von Radon in Aufenthalts-
räumen wird empfohlen, bei geplanten Neubauten generell einen Radonschutz vorzusehen oder von
einem Ingenieurbüro die radiologische Situation auf dem Grundstück und den Bedarf von Schutz-
maßnahmen abklären zu lassen.
Bei Fragen zu Radonvorkommen, Radonwirkung und Radonschutz kann die Radonberatungsstelle 
des Freistaates Sachsen kontaktiert werden.

13. Einsichtnahme in Vorschriften

Zitierte DIN-Vorschriften, Richtlinien und Rechtsgrundlagen können während der Dienststunden bzw. 
nach vorheriger Terminabsprache in der Stadtverwaltung Delitzsch eingesehen werden.

1. Bodenschutz

Sowohl durch die momentane Beanspruchung, als auch durch die Nutzungen in der Vergangenheit ist 
davon auszugehen, dass die Böden am Standort einer weitgehenden Störung unterliegen. Teile der 
Fläche sind bebaut bzw. versiegelt. Der Bebauungsplan trifft Regelungen, die geeignet sind, den 
Versiegelungsgrad auf das notwendige Maß zu reduzieren. Die Befestigung von Wegen, Stellplätzen 
und Zufahrten in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau kann dazu beitragen und stellt keinen 
unzumutbaren Eingriff in die Gestaltungsmöglichkeiten der Grundstücksbesitzer dar. Durch die 
Minimierung der öffentlichen Straßen wird so wenig wie möglich neuer Boden versiegelt.

3.2.3. Die private Grünfläche pG4 wird durch Einsaat/Nachsaat mit geeigneter Mischung, z.B. Einsaat/
          Nachsaat mit zertifiziertem Regiosaatgut aus dem Ursprungsgebiet 5 Mitteldeutsches Tief- und 
          Hügelland im Produktionsraum 3 Mitteldeutsches Flach- und Hügelland (MB) in eine kräuter-
          reiche, extensiv genutzte Frischwiese (Glatthaferwiese) umgewandelt. Als geeignete Mischungen
          sind zu verwenden:
          z.B. Mischung 01 Blumenwiese von Rieger-Hofmann GmbH, jedoch bei Aufwertung vorhandener 
          Grasflächen Kräuteranteil in der Mischung erhöhen, Verhältnis Kräuter zu Gräser mindestens 3:1 
          (75% Kräuter, 25% Gräser), Kräuteranteil kann auch noch höher als 75% gewählt werden.
          Für die Bewirtschaftung gelten folgende Festsetzungen:
          - zweischürige Mahd im Jahr mit Abtransport des Mahdgutes
          - mehrjähriges Monitoring zur Erfolgskontrolle

 
 0,4
 1,2

 
 0,4
 0,8

 
 0,4
 0,8

1.6. Nebenanlagen  (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 14 BauNVO)

Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen zwischen öffentlicher Verkehrsfläche und vorderer 
Baugrenze sind Nebenanlagen unzulässig. Hiervon ausgenommen sind Abstellplätze für Müllbehälter, 
Fahrradabstellplätze sowie Einfriedungen. Auf allen weiteren nicht überbaubaren Grundstücksflächen 
sind auch Müllbehälter und Fahrradabstellplätze unzulässig.
Sowohl außerhalb als auch innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche sind Nebenanlagen 
zulässig, die der Ver- und Entsorgung des Gebietes mit Elektrizität, Gas und Wasser dienen, sowie 
fernmeldetechnische Nebenanlagen (§ 14 Abs. 2 BauNVO).

7° - 17° Dachneigung
7° - 20° Dachneigung
7° - 45° Dachneigung
7° - 20° Dachneigung 

7° - 17° Dachneigung
7° - 20° Dachneigung
7° - 45° Dachneigung
7° - 20° Dachneigung
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2.3. Beleuchtung im Außenbereich

Für alle geplanten Lichtanlagen der Außenbereiche sind Leuchten mit LED zu verwenden, welche 
einen nach unten ausgerichteten Lichtkegel und warmweißes Licht (LEDs mit Farbtemperaturen unter 
3000 K) mit niedrigem UV-Anteil besitzen. 

Ist die Anordnung in Ausnahmefällen von Schlaf- und Kinderzimmern an der lärmzugewandten 
Gebäudeseite nicht auszuschließen, so sind diese Räume mit schallgedämmten, fensterunabhängigen 
Lüftungsmöglichkeiten auszustatten, sofern im Nachtzeitraum der Beurteilungspegel 45 dB(A) 
überschritten wird. Die zu erwartenden Pegelverteilungen sowie die zu erwartenden maßgeblichen 
Außenlärmpegel und Lärmpegelbereiche gemäß DIN 4109, denen die geplante Bebauung durch den 
Einsatz von passiven Schallschutzmaßnahmen entgegen wirken muss, sind der Schallimmissions-
prognose (Auftrags-Nr.: 190241-SIP vom 04.12.2019) der Sachverständigen- und Ingenieurgesell-
schaft mbH akib zu entnehmen. Dieses ist in der Stadtverwaltung der Stadt Delitzsch einsehbar.
Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens ist für Neubauten ab Lärmpegelbereich IV (innerhalb 
der WA I-Flächen) der Nachweis über die Einhaltung des erforderlichen Schalldämmmaßes von 
Außenbauteilen nach DIN 4109 zu erbringen. Die Grenze des Lärmpegelbereiches IV ist in der 
Planzeichnung dargestellt.

Der Gewerbebetrieb auf dem Flurstück 17/4 wird durch die Anordnung einer Schallschutzwand mit 
2,50 m Höhe soweit abgeschirmt, dass Wohnbebauung gemäß den festgelegten Baugrenzen möglich 
ist. Auf den an das Flurstück 17/4 angrenzenden Grundstücken ist innerhalb der roten Schallschutz-
linie (63 dB Linie am Tag) keine Wohnbebauung zulässig. Bei Entfall der Schallschutzwand sind die 
Baugrenzen für eine mögliche Wohnbebauung mittels Gutachten neu zu ermitteln. Ebenfalls ist auf 
dem Gewerbegrundstück 18/4 im rot gekennzeichneten Bereich keine Wohnbebauung zulässig.

Das Regenwasser der öffentlichen Straßen ist in das im Nordwesten festgesetzte Regenwasserrück-
haltebecken zu leiten. In Abstimmung mit dem Abwasserzweckverband kann ein Drosselabfluss von 
max. 7 l/s an den Regenwasserkanal in der Friedenssiedlung abgegeben werden. Der private 
Grünstreifen zwischen WA I und WA II wird als Regenrückhaltemulde für die angrenzenden 
Baugrundstücke ausgebildet. 

Da Regenwasserspeicher- und -versickerungsanlagen auf dem Grundstück ausreichend dimensioniert
werden müssen, hat jeder Bauherr mit dem Bauantrag eine Entwässerungsplanung für das auf seinem
Grundstück anfallende Regenwasser vorzulegen. Die untere Wasserbehörde ist im Rahmen der Bau-
genehmigungsverfahren durch die zuständige Baubehörde zu beteiligen. Im Rahmen der 
Entwässerungsplanung ist die Erfüllung der Voraussetzungen der §§ 3 bis 6 der Erlaubnisfreiheits-
verordnung des Freistaates Sachsen nachzuweisen. Werden die Voraussetzungen erfüllt, besteht 
Erlaubnisfreiheit, ansonsten gilt die Erlaubnispflicht für die privaten Regenwasserversickerungen.

- Mit Bauantrag ist der Nachweis für die schadlose Überflutung der jeweiligen Grundstücke 
  (Überflutungsnachweis) vorzulegen, entgegen der DIN 1986-100 auch für Grundstücke kleiner 800 m². 
- Eine wie in den Ausführungen des B-Planes geplante Regenwasserrückhaltung ist nach § 55 Abs. 2 
  Sächsisches Wassergesetz genehmigungspflichtig.
- Die Verlegung von Entwässerungsleitungen ist nach § 55 Abs. 5 Sächsisches Wassergesetz 
  1 Monat vor Baubeginn bei der unteren Wasserbehörde anzeigepflichtig.

3.1.4. Für die Bepflanzung sind folgende Fertigstellungstermine einzuhalten:
          ÖG1 und ÖG2   

          Spielplatz u. ÖG3  
          RRB u. ÖG4  
          PG1, PG2 und PG3  

          PG4  

 
spätestens im Herbst des Jahres, in dem der Rad-/Gehweg 
fertiggestellt ist
spätestens nach Fertigstellung von 80 % der Bebauung
vor bzw. mit Beginn der Erschließung
spätestens im Herbst des Jahres, in dem die angrenzende 
Bebauung fertiggestellt ist
spätestens im Herbst des Jahres, in dem mit der Bebauung 
begonnen wird

Ergeben sich im Zuge der weiteren Planung, Bauvorbereitung und -ausführung Hinweise auf schäd-
liche Bodenveränderungen und/oder Altlasten i.S.d. § 9 Abs. 1 i.V.m. § 2 Abs. 3 bis 5 BBodSchG 
(z.B. Altlastenrelevante Sachverhalte wie organoleptische Auffälligkeiten; Abfall), besteht für den 
Grundstückseigentümer und den Inhaber der tatsächlichen Gewalt über das Grundstück nach 
§ 13 Abs. 3 SächsKrWBodSchG die Pflicht, diese unverzüglich der nach § 19 Abs. 1 
SächsKrWBodSchG zuständigen Behörde (Landratsamt Nordsachsen, Umweltamt) mitzuteilen.
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Zum Abbruch bestehender Gebäude und Nebenanlagen ist nach Abfallrecht vom Bauherrn ein 
umfassendes Abfallentsorgungskonzept zu erstellen, in welchem ggf. Maßnahmen für die betroffenen 
Bodenbereiche zu berücksichtigen sind.
Das Auffinden von bisher unbekannten Abfalllagerungen, Bodenveränderungen oder Altlasten 
i.S. des § 9 (1) i.V.m. § 2 (3) bis (5) BBodSchG ist unverzüglich dem Landratsamt Nordsachsen - 
Umweltamt anzuzeigen.

5. Erdwärmesondenanlagen

Sollten Erdwärmesondenanlagen zur Temperierung der Wohnhäuser zum Einsatz kommen, bedarf dies
einer wasserrechtlichen Erlaubnis. Die Erlaubnis ist rechtzeitig vorher bei der unteren Wasserbehörde 
des Landratsamtes Nordsachsen zu beantragen. Die untere Wasserbehörde prüft im Einzelfall die 
Voraussetzungen (grundsätzliche Eignung der geologisch-hydrogeologischen Standorteigenschaften) 
der Erlaubnisfähigkeit für geplante Erdwärmesondenanlagen und das Erfordernis für besondere 
Anforderungen zum Schutz des Grundwassers. Die geologische und hydrogeologische Situation am 
Standort erfordert wie oben erläutert, eine Beschränkung der Bohrteufen für Erdwärmesonden auf 
ca. 70 m unter Geländeoberkante. Ab dieser Tiefe ist der Rupelton/-schluff ausgebildet, welcher 
hochmineralisiertes Grundwasser der darunter lagernden Grundwasserleiter von den höher liegenden 
Grundwasserleitern trennt.
Durch die teufenmäßige Beschränkung der Bohrtiefe soll eine hydraulische Kommunikation zwischen 
den Grundwasserleitern über und unter dem Rupelton sicher ausgeschlossen werden. Sollten Bohr-
ergebnisse einen Beginn der Rupeltonfolge oberhalb 70 m Bohrteufe anzeigen, so kann operativ eine 
weitere Reduzierung der Bohrteufe erfolgen. In der Hohlraumkarte des Freistaates Sachsen wird im 
Baugebiet ein unterirdischer Hohlraum gemäß § 8 Sächsischer Hohlraumverordnung (SächsHohlrVO) 
angezeigt. Zum Sachverhalt sollte vor weiteren Planungsarbeiten eine bergbehördliche Mitteilung des 
Sächsischen Oberbergamtes eingeholt werden.

12. Kampfmittel

Für das Gebiet ist keine Belastung mit Kampfmitteln bekannt.
Sollten bei der Bauausführung wider Erwarten doch Kampfmittel oder andere Gegenstände 
militärischer Herkunft gefunden werden, so wird auf die Anzeigepflicht nach § 3 der Polizeiverordnung 
des Sächsischen Staatsministeriums des Inneren zur Verhütung von Schäden durch Kampfmittel 
(Kampfmittelverordnung) verwiesen. Es erfolgt in diesem Fall eine umgehende Beräumung durch den 
Kampfmittelbeseitigungsdienst.
Anzeigen über Kampfmittelfunde nimmt die Ortspolizeibehörde, jede Polizeidienststelle oder der 
Kampfmittelbeseitigungsdienst direkt entgegen.

11. Bohranzeigepflicht

Wenn Bohrungen für eine Baugrunduntersuchung niedergebracht werden, besteht Bohranzeige- und 
Bohrergebnismitteilungspflicht gegenüber der Abteilung 10 (Geologie) des LfULG. Ergebnisse von 
geologischen Untersuchungen, welche von der Stadt Delitzsch oder einer juristischen Person des 
öffentlichen rechts in Auftrag gegeben werden, sind der Abteilung 10 (Geologie) des LfULG zu 
übergeben.

10. Baugrund

Die Baugrunduntersuchungen sollen für jedes Bauprojekt objektbezogen und standortkonkret nach 
DIN 4020 und DIN EN 1997-2 durchgeführt werden. Damit kann der Kenntnisstand zum geologischen 
Schichtenaufbau, zu den hydrogeologischen Verhältnissen (Grundwasserverhältnisse, -flurabstand, 
Versickerungsfähigkeit, Bemessungsgrundwasserstand), mögliche Bodenbelastungen und zur 
Tragfähigkeit des Untergrundes konkretisiert werden. Darüber hinaus wird sichergestellt, dass die 
Planungen an die standortkonkreten Untergrundverhältnisse angepasst werden können.

Zur Vermeidung von Belästigungen durch Rauchgas ist die Erste Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über kleine und mittlere Feuerungsanlagen - 
1. BImSchV) - insbesondere die Ableitbedingungen des § 19 - einzuhalten. Austrittsöffnungen von 
Schornsteinen bei Feuerungsanlagen für feste Brennstoffe mit einer Gesamtwärmeleistung bis 
50 Kilowatt müssen in einem Umkreis von 15 Metern die Oberkanten von Lüftungsöffnungen, Fenstern
oder Türen um mindestens 1 Meter überragen.Planteil C - Hinweise

Planteil B - Textliche Festsetzungen Hinweise zur Erhaltung und Pflege der Grünflächen und Naturschutz

Pflanzarbeiten
Die Bäume und Sträucher sind fachgerecht zu pflanzen (Wurzelschnitt, Schutz der Wurzel vor Aus-
trocknung, Wässern nach erfolgter Pflanzung und zusätzlich bei Trockenperioden).
Für alle Baumneupflanzungen in festgesetzten öffentlichen und privaten Grünflächen sind Baumgruben
mit Mindestgrößen von L/B/T = 1,5/1,5/1,2 m anzulegen. Die Baumgruben sind mit geeignetem, 
durchwurzlungsfähigen Material zu befüllen. Das Substrat soll pflanzenphysiologisch unbedenklich und
frei von Wurzelkräutern sein und aus 
 45 % Oberboden (nach DIN 18196 und DIN 18915),
 15 % Kompost (Rottegrad 5, Bundesgütegemeinschaft Kompost e.V.),
 10 % Sand 0/4,
 15 % Lavalit 4/16 und
 15 % Perlit 2/6
bestehen.

Die Pflanz- und Pflegearbeiten sind durch einen Fachbetrieb (zertifizierte Garten- und Landschaftsbau-
firma) auszuführen. Es ist eine Fertigstellungspflege nach DIN 18916 und eine zweijährige 
Entwicklungspflege nach DIN 18919 zu gewährleisten. Im Rahmen der Entwicklungspflege ist ein 
Erziehungsschnitt vorzunehmen.

Bodenschonendes Bauen / Bodenaushub
Oberboden und kulturfähiger Unterboden im Baustellenbereich ist vor Beginn der Bauarbeiten abzu-
tragen, zu sichern und bis zur Wiederverwendung zu pflegen.
Ein Vermischen des Oberbodens mit Fremdstoffen ist auszuschließen.
Auf den zu entsiegelnden Flächen ist der nach Abbruch und Entsorgung anstehende Unterboden 
mindestens 20 cm tief zu lockern und anschließend mit einer mindestens 15 cm mächtigen Ober-
boden-/Mutterbodenschicht anzudecken.
Bodenschutzrechtliche Bestimmungen sind einzuhalten, dazu sollen bei Baumaßnahmen 
insbesondere die 
 DIN 18300   Erdarbeiten,
 DIN 18915   Bodenarbeiten und
 DIN 18920   Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen
Beachtung finden und die nachfolgenden Hinweise berücksichtigt werden:
Gemäß § 1 BBodSchG sollen bei Einwirkungen auf den Boden Beeinträchtigungen soweit wie möglich
verhindert werden. Jeder, der auf den Boden einwirkt, hat sich gemäß § 4 Abs. 1 BBodSchG so zu 
verhalten, dass schädliche Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden. Auf Grund der Vor-
nutzung ist neben Bodenaushub ggf. auch mit dem Anfall von mineralischen Materialien (z.B. 
Bauschutt, Beton) und kontaminiertem Bodenaushub zu rechnen. Bodenaushub und Materialien sind 
gemäß KrWG stofflich zu verwerten oder einer ordnungsgemäßen Entsorgung zuzuführen.

Naturschutz
Während der Bauarbeiten sind Gehölze im Kronen-, Stamm- und Starkwurzelbereich gemäß 
DIN 18920 und RAS LP 4 zu schützen. Zu fällende Bäume sind auf höhlenreiche Altholzbestände 
(gemäß § 30 BNatSchG) zu untersuchen. Bei erforderlicher Fällung ist beim Landratsamt Nordsachen, 
Umweltamt, SG Untere Naturschutzbehörde, ein Antrag auf Ausnahmegenehmigung von den 
Verboten des § 39 BNatSchG zu stellen.
Abzureißende Gebäude sind auf besonders geschützte oder bedrohte Tierarten (EG-ArtSchV, 
FFH-RL, VS-RL, BArtSchV, BNatSchG) zu untersuchen. Das Untersuchungsergebnis ist vor Beginn 
des Abrisses vorzulegen. Sollten Lebensräume geschützter Tierarten bzw. die Tiere selbst festgestellt 
werden, ist beim Ladratsamt Landkreis Nordsachsen als Untere Naturschutzbehörde, ein Antrag auf 
Befreiung gemäß § 30 BNatSchG zu stellen.

5 m
5 m
4 m
3 m
3 m
3 m
2 m
2 m
2 m
2 m

6 m
6 m
6 m
5 m
5 m
5 m

          Bepflanzung ÖG4
          Auf der Grünfläche ist ein Regenrückhaltebecken (RRB) als naturnaher Teich anzulegen. Die 
          Böschungen sind mit Wiese zu begrünen. Der Umgebungsbereich ist mit heimischen, 
          standortgerechten Laubsträuchern nach Pflanzliste (siehe 3.3.3.) zu bepflanzen. Vorhandene 
          Gehölze sind in die Pflanzung zu integrieren. Im Übergang zur LN ist die Entwicklung eines 
          mindestens 2,0 m breiten Staudensaums zu fördern.

2. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen / Örtliche Bauvorschriften

2.1. Dachform, Dachneigung, Dachdeckung, Dachbegrünung

Im Sinne des städtebaulichen Konzeptes und der Vermeidung von größerer Beeinflussung der 
Nachbarn werden die Dachformen und die sich dadurch ergebenden Dachhöhen je nach Baufeld 
unterschiedlich festgesetzt:

Zulässige Dachformen:

Baufeld WA I   
 
 

 

 

 

   
   
 

 

 
 7° - 20° Dachneigung
 7° - 20° Dachneigung

7. Immissionsschutz

Zur Vermeidung von schalltechnischem Konfliktpotenzial sind die Hinweise zur Auswahl und 
Aufstellung von Luft- Wärmepumpen (und/oder Klima-, Kühl- oder Lüftungsgeräten) in der Anlage des 
"LAI-Leitfadens für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei stationären Geräten" Stand 
28.08.2013 zu berücksichtigen. Sie haben so zu erfolgen, dass schädlich Umwelteinwirkungen nach
dem Stand der Technik zu vermeiden bzw. auf ein Mindestmaß zu beschränken sind.

Planzeichenerklärung
- § 2 Abs.4 Planzeichenverordunug

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) BauGB und § 1-15 BauNVO)

Allgemeines Wohngebiet

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) 1 BauGB und § 16-21 BauNVO)

3. Bauweise u. Baugrenzen (§ 9 (1) 2 BauGB u § 22-23 BauNVO)

8. Nutzungsschablone

Grundflächenzahl

offene Bauweise

( § 4 BauNVO)

( § 19 BauNVO)

( § 22 (2) BauNVO)

Dachform

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs

Flurstücksnummer (bestehend)

vorhandene Flurstücksgrenze

bestehende Gebäude

WA

Geschossflächenzahl

Zahl der Vollgeschosse (Z)Bauweise

80

12

5. Grünflächen (§ 9 (1) 25 BauGB)

Zahl der Vollgeschosse

( § 20 BauNVO)

( § 20 BauNVO)

Geschossflächenzahl (GFZ)

Flächen zum Anpflanzen von
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

öffentliche Grünfläche (ÖG)

Baugrenze ( § 23 (3) BauNVO)

Bereich für Ein- und Ausfahrt

Rückbau befestigte Flächen u. Gebäude

Straßenbegrenzungslinie

Urbanes Gebiet ( § 6a BauNVO)MU

DSW 6122

KRB 11

RRB

Art der baulichen Nutzung

Grundflächenzahl (GRZ)

Dachneigung

4. Verkehrsflächen (§ 9 (1) 11 BauGB)

Straßenverkehrsfläche

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung

hier:   Verkehrsberuhigter BereichV

hier:   öffentlicher ParkplatzP

hier:   Rad-/GehwegG + R

hier:   GehwegG

öffentliche Grünfläche - Zweckbestimmung Spielplatz

private Grünfläche (PG)

private Grünfläche - Zweckbestimmung
Fläche zur Versickerung von Niederschlagswasser

6. Flächen für Versorgungsanlagen (§ 9 (1) 25 BauGB)

Fläche für Versorgungsanlagen

Zweckbestimmung Elektrizität

Zweckbestimmung Gas

nur Einzelhäuser

7. sonstige Planzeichen

Abgrenzung Flächen unterschiedlicher Nutzung

Schallschutzlinie 63 dB(A)

Schallschutzlinie 65 dB(A)

Sichtdreieck

Schallschutzwand, h = 2.50 m

bestehende Grundwassermessstelle

Baugrundaufschluss

9. Plangrundlage

FD Flachdach
Pultdach
Satteldach
Walmdach
Zeltdach

PD
SD
WD
ZD

Zweckbestimmung Regenrückhaltebecken

( § 22 (2) BauNVO)

abweichende Bauweise ( § 22 (4) BauNVO)

Verfahrensvermerke
Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Stadtratssitzung vom 22.09.2016.
Der Aufstellungsbeschluss wurde am 01.10.2016 ortsüblich bekanntgemacht.

Delitzsch,...........................................                                             .................................................
(Ort,Datum,Siegel)                                                                       Oberbürgermeister Dr. Wilde

Die Stadträte haben am 28.09.2017 den Entwurf des Bebauungsplanes gebilligt und zur Auslegung 
und frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange bestimmt.
Der Auslegungsbeschluss wurde am 14.10.2017 ortsüblich bekannt gemacht.

Delitzsch,...........................................                                             .................................................
(Ort,Datum,Siegel)                                                                       Oberbürgermeister Dr. Wilde

Der Entwurf des Bebauungsplanes einschließlich der Begründung hat in der Zeit vom 23.10.2017 bis 
27.11.2017 während der Dienststunden der Stadtverwaltung Delitzsch öffentlich ausgelegen.

Delitzsch,...........................................                                             .................................................
(Ort,Datum,Siegel)                                                                       Oberbürgermeister Dr. Wilde

Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (1) BauGB 
erfolgte mit Schreiben vom 18.10.2017.

Delitzsch,...........................................                                             .................................................
(Ort,Datum,Siegel)                                                                       Oberbürgermeister Dr. Wilde

Die Stadträte haben am 27.06.2018 den Entwurf des Bebauungsplanes gebilligt und zur Auslegung und 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange bestimmt. Der Auslegungsbeschluss 
wurde am 06.07.2018 ortsüblich bekannt gemacht.

Delitzsch,...........................................                                             .................................................
(Ort,Datum,Siegel)                                                                       Oberbürgermeister Dr. Wilde

Der Entwurf des Bebauungsplanes einschließlich der Begründung und der umweltrelevanten Stellungnahmen
hat in der Zeit vom 16.07.2018 bis 16.08.2018 während der Dienststunden der Stadtverwaltung Delitzsch
öffentlich ausgelegen.
Zusätzlich waren die kompletten Planungsunterlagen auf der Internetseite der Stadt Delitzsch sowie auf dem 
zentralen Landesportal Sachsen einsehbar.

Delitzsch,...........................................                                             .................................................
(Ort,Datum,Siegel)                                                                       Oberbürgermeister Dr. Wilde

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gemäß § 4 (2) BauGB mit Schreiben 
vom 09.07.2018 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.

Delitzsch,...........................................                                             .................................................
(Ort,Datum,Siegel)                                                                       Oberbürgermeister Dr. Wilde

Die Stadträte haben am ......2023 den geänderten Entwurf des Bebauungsplanes gebilligt und zur 2. erneuten 
Auslegung und Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange bestimmt.
Der Auslegungsbeschluss wurde am ......2023 ortsüblich bekannt gemacht.

Delitzsch,...........................................                                             .................................................
(Ort,Datum,Siegel)                                                                       Oberbürgermeister Dr. Wilde

Der Entwurf des Bebauungsplanes einschließlich der Begründung und der umweltrelevanten Stellungnahmen
hat gemäß §§ 3 (2), 4a (3) BauGB in der Zeit vom ......2023 bis ......2023 während der Dienststunden der 
Stadtverwaltung Delitzsch öffentlich ausgelegen.
Zusätzlich waren die kompletten Planungsunterlagen auf der Internetseite der Stadt Delitzsch sowie auf dem 
zentralen Landesportal Sachsen einsehbar.

Delitzsch,...........................................                                             .................................................
(Ort,Datum,Siegel)                                                                       Oberbürgermeister Dr. Wilde

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gemäß §§ 4 (2), 4a (3) BauGB mit Schreiben 
vom ......2023 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.

Delitzsch,...........................................                                             .................................................
(Ort,Datum,Siegel)                                                                       Oberbürgermeister Dr. Wilde

Die Stadträte haben die vorgebrachten Bedenken und Anregungen der Bürger sowie die Stellungnahmen
der Träger öffentlicher Belange am ................ geprüft. Der Ergebnis der Abwägung ist den Bürgern und den
TÖB am ............... mitgeteilt worden. Der Beschluss wurde ortsüblich am ................ bekanntgemacht.

Delitzsch,...........................................                                             .................................................
(Ort,Datum,Siegel)                                                                       Oberbürgermeister Dr. Wilde

Der Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) wurden am ................
von den Stadträten als Satzung beschlossen.
Die Begrüngung zum Bebauungsplan wurde mit Beschluss der Stadträte am ............... gebilligt.
Die Beschlüsse wurde am ............... ortsüblich bekanntgemacht.

Delitzsch,...........................................                                             .................................................
(Ort,Datum,Siegel)                                                                       Oberbürgermeister Dr. Wilde

Die von den Stadträten beschlossene Satzung (Teil B) sowie die Planzeichnung (Teil A)
wird hiermit ausgefertigt.

Delitzsch,...........................................                                             .................................................
(Ort,Datum,Siegel)                                                                       Oberbürgermeister Dr. Wilde

Der Bebauungsplan wurde mit Schreiben vom ............... beim Landratsamt Nordsachsen angezeigt.

Delitzsch,...........................................                                             .................................................
(Ort,Datum,Siegel)                                                                       Oberbürgermeister Dr. Wilde

Der katastermäßige Bestand wird als richtig bescheinigt.

Torgau,...........................................                                             .................................................
(Ort,Datum,Siegel)                                                                       LRA Nordsachsen - Vermessungsamt

Die Stadträte haben am 25.03.2021 den geänderten Entwurf des Bebauungsplanes gebilligt und zur 1. erneuten 
Auslegung und Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange bestimmt.
Der Auslegungsbeschluss wurde am 14.04.2021 ortsüblich bekannt gemacht.

Delitzsch,...........................................                                             .................................................
(Ort,Datum,Siegel)                                                                       Oberbürgermeister Dr. Wilde

Der Entwurf des Bebauungsplanes einschließlich der Begründung und der umweltrelevanten Stellungnahmen
hat gemäß §§ 3 (2), 4a (3) BauGB in der Zeit vom 12.04.2021 bis 17.05.2021 während der Dienststunden der 
Stadtverwaltung Delitzsch öffentlich ausgelegen.
Zusätzlich waren die kompletten Planungsunterlagen auf der Internetseite der Stadt Delitzsch sowie auf dem 
zentralen Landesportal Sachsen einsehbar.

Delitzsch,...........................................                                             .................................................
(Ort,Datum,Siegel)                                                                       Oberbürgermeister Dr. Wilde

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gemäß §§ 4 (2), 4a (3) BauGB mit Schreiben 
vom 26.03.2021 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.

Delitzsch,...........................................                                             .................................................
(Ort,Datum,Siegel)                                                                       Oberbürgermeister Dr. Wilde
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Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen Bewirt-
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Sächsisches Kreislaufwirtschafts- und Bodenschutzgesetz (SächsKrWBodSchG) vom 
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Gesetz zur Einsparung von Energie und zur Nutzung erneuerbarer Energien zur Wärme- und 
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Datengrundlage:
     ALKIS-Daten
     Landesvermessungsamt Sachsen
     Juni 2023
     Maßstab 1:1.000

     B-Plan-Entwurf
     Planungsbüro Bachmeier
     Dezember 2020

Planteil 1

Datengrundlage:
     ALKIS-Daten
     Landesvermessungsamt Sachsen
     April 2022
     Maßstab  1:2.000

Planteil 2

Geltungsbereich:
   Planteil 1
       Gemarkung Delitzsch, Flur 1
       Flurstück 15/1,17/3, 17/22, 17/17, 17/18, 18/6, 18/4, 18/5, 17/8, 17/10, 17/11, 17/12, 17/13, 
       17/21 306/17, 17/4, 17/5, 228/17, 15/2, 15/3, 158/15 sowie eine Teilfläche aus dem 
       Flurstück 330/16 und 173/1
   Planteil 2
       Gemarkung Schenkenberg, Flur 3
       Teilbereich aus dem Flurstück 458
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